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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Wirtschaft und Währung ersucht den federführenden Ausschuss für 
Beschäftigung und soziale Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen 
Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. fordert, in der Erwägung, dass die Sozialdienstleistungen von allgemeinem Interesse zur 
Verwirklichung der in den Verträgen verankerten Ziele der Union, insbesondere 
Förderung des wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalts, beitragen, die  
Kommission auf, die Rechtssicherheit im Bereich der Sozialdienstleistungen von 
allgemeinem Interesse durch einen angemessenen und für die mit der Organisation 
betrauten öffentlichen Behörden funktionellen Ansatz unter Berücksichtigung der 
Besonderheiten der Organisation und der Verankerung dieser Dienste in den jeweiligen 
Gemeinschaften zu erhöhen;

2. fordert die Kommission auf, eine Mitteilung anzunehmen, die eine Methodologie für die 
mit der Organisation betrauten öffentlichen Behörden enthält und in der die Modalitäten 
der Anwendung der europäischen Vorschriften im Detail erläutert werden;

3. fordert die Kommission auf, zu beurteilen, wie zweckmäßig es ist, eine besondere 
De-minimis-Verordnung für die Sozialdienstleistungen von allgemeinem Interesse 
vorzulegen, die vorsieht, dass die Union vor allem die staatlichen Beihilfen für 
Sozialdienstleistungen kontrolliert, die möglicherweise zu einer erheblichen 
Beeinträchtigung des Wettbewerbs in der Union führen;

4. fordert die Kommission auf, die Beihilfen, die im Rahmen eines Vertrags gewährt werden, 
der nach einer dem Wettbewerb offenstehenden Ausschreibung vergeben wurde, von der 
Meldungspflicht zu befreien;

5. fordert die Kommission auf, die Anwendung der Begriffe „wirtschaftliche Tätigkeit“ und 
„Beeinträchtigung des Wettbewerbs“ auf die Sozialdienstleistungen von allgemeinem 
Interesse im Detail zu erläutern und auch die konkreten Bedingungen für die Anwendung 
des Prinzips „des erforderlichen Ausgleichs auf der Grundlage einer Analyse der Kosten 
[…], die ein durchschnittliches, gut geführtes Unternehmen, das so angemessen mit 
Transportmitteln ausgestattet ist, […] hätte“ (EuGH, Urteil in der Rechtssache C-280/00, 
Altmark) darzulegen; 

6. betont, dass für den Fall, dass ein offizieller Akt der Beauftragung in transparenter Weise 
erstellt und veröffentlicht wurde und dieser Parameter für die Berechnung des Ausgleichs 
auf der Grundlage einer Deckung der tatsächlichen Kosten für die Erbringung von 
Sozialdienstleistungen von allgemeinem Interesse enthält, nicht systematisch, sondern nur 
bei Vorliegen einer begründeten Beschwerde kontrolliert werden soll, ob ein übermäßiger 
Ausgleich gezahlt wurde.


